Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2041 


Schriftlicher Bericht 


des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(4. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zu dem Brüsseler Protokoll vom 30. Juli 1936 
über die Immunitäten der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Leverkuehn: 


Die Gesetzesvorlage der Bundesregierung be- 
zweckt die Nachholung der Zustimmung zu einem 
internationalen Abkommen, dem die vor 1945 am- 
tierende Regierung nicht beitreten wollte, weil es 
in seinem Ursprung auf den Young-Plan zurück- 
geht. Die Bank für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich in Basel wurde 1930 zur Erledigung gewisser 
Funktionen, die sich aus dem Haager Abkommen 
zum Young-Plan ergaben, gegründet. Sie hat sich 
im Laufe der Entwicklung von diesem Ursprung 
erheblich entfernt und ist heute ein unentbehrliches 
Instrument des internationalen Zahlungsverkehrs. 
Als eine Bank der Notenbanken ist sie von be- 
sonderer Bedeutung, ferner ist sie mit der Ge- 


schäftsführung der Europäischen Zahlungsunion 
beauftragt und übt damit die Funktion einer inter- 
europäischen Clearing-Bank aus. 

Es ist daher zweckmäßig, wenn nicht sogar not- 
wendig, daß die Bundesrepublik dem in dem Gesetz 
genannten Brüsseler Protokoll nunmehr baldigst 
beitritt und damit der Bank die Immunitäten 
gewährt, auf die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Anspruch hat. 

Bonn, den 19. Januar 1956 

Dr. Leverkuehn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1795 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 19. Januar 1956 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Kiesinger Dr. Leverkuehn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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